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„Konvention“ genannt) finden sinngemäß auch auf die in 
Artikel 2 dieses Protokolls aufgeführten Straftaten Anwen­
dung, wenn diese Straftaten an Bord von fest verankerten 
Plattformen auf dem Festlandsockel begangen werden oder 
gegen diese gerichtet sind.

2. In Fällen, in denen das Protokoll gemäß Absatz 1 nicht 
angewendet wird, findet es dennoch Anwendung, wenn der 
Täter oder der Verdächtige im Hoheitsgebiet eines anderen 
Staates als des Staates, in dessen inneren Seegewässern oder 
Territorialgewässem sich die fest verankerte Plattform be­
findet, ermittelt wird.

3. Im Sinne dieses Protokolls bedeutet „fest verankerte 
Plattform“ eine künstliche Insel, Anlage oder Konstruktion, 
die zum Zwecke der Erforschung oder Ausbeutung von Res­
sourcen oder zu anderen ökonomischen Zwecken ständig auf 
dem Meeresboden befestigt ist.

Artikel 2

1. Eine Straftat begeht, wer rechtswidrig und vorsätzlich

(a) durch Gewalt oder Androhung von Gewalt oder durch 
eine andere Form der Einschüchterung sich einer fest 
verankerten Plattform bemächtigt oder sich die Kon­
trolle darüber verschafft; oder

(b) gegen eine Person an Bord einer fest verankerten Platt­
form Gewalt anwendet, wenn diese Handlung geeignet 
ist, die Sicherheit der Plattform zu gefährden; oder

(c) eine fest verankerte Plattform zerstört oder ihr Scha­
den zufügt, der geeignet ist, ihre Sicherheit zu gefähr­
den; oder ,

(d) eine Vorrichtung oder Substanz auf beliebige Weise auf 
eine fest verankerte Plattform bringt oder bringen läßt, 
die geeignet ist, diese Plattform zu zerstören oder ihre 
Sicherheit zu gefährden; oder

(e) in Verbindung mit der Begehung oder dem Versuch 
einer der in den Buchstaben (a) bis (d) aufgeführten 
Straftaten eine Person verletzt oder tötet.

2. Eine Straftat begeht auch, wer

(a) versucht, eine der in Absatz 1 aufgeführten Straftaten 
zu begehen; oder

(b) eine Person zur Begehung einer dieser Straftaten an­
stiftet oder in anderer Weise Beteiligter einer Person 
ist, die eine solche Straftat begeht; oder

(c) androht, eine der in Absatz 1 Buchstaben (b), (c) und 
(e) aufgeführten Straftaten zu begehen, gleichviel ob 
diese Drohung nach Maßgabe des innerstaatlichen 
Rechts mit einer Bedingung verknüpft ist, die darauf 
abzielt, eine natürliche oder juristische Person zu einer 
Handlung oder zum Unterlassen einer Handlung zu nö­
tigen, wenn diese Drohung geeignet ist, die Sicherheit 
der fest verankerten Plattform zu gefährden.

Artikel 3

1. Jeder Partnerstaat ergreift die Maßnahmen, die erforder­
lich sind, um für die in Artikel 2 aufgeführten Straftaten seine 
Gerichtsbarkeit zu begründen, wenn die Straftat begangen 
wird

(a) gegen eine fest verankerte Plattform oder an Bord einer

fest verankerten Plattform, während sie sich auf dem 
Festlandsockel dieses Staates befindet; oder

(b) durch einen Staatsbürger dieses Staates.

2. Ein Partnerstaat kann für eine solche Straftat auch 
seine Gerichtsbarkeit begründen, wenn

(a) sie von einem Staatenlosen begangen wird, der seinen 
ständigen Wohnsitz in diesem Staat hat; oder

(b) während ihrer Begehung ein Staatsbürger dieses Staa­
tes seiner Freiheit beraubt, bedroht, verletzt oder ge­
tötet wird; oder

(c) sie in dem Versuch begangen wird, diesen Staat zu 
nötigen, eine Handlung vorzunehmen oder zu unter­
lassen.

3. Jeder Partnerstaat, der die in Absatz 2 genannte Ge­
richtsbarkeit begründet hat, teilt dies dem Generalsekretär 
der Internationalen Seeschiffahrtsorganisation (nachfolgend 
als „Generalsekretär“ bezeichnet) mit. Hebt dieser Partner­
staat anschließend diese Gerichtsbarkeit wieder auf, teilt er 
dies dem Generalsekretär mit.

4. Jeder Partnerstaat ergreift die Maßnahmen, die erfor­
derlich sind, für die in "Artikel 2 aufgeführten Straftaten seine 
Gerichtsbarkeit in den Fällen zu begründen, in denen sich 
der Verdächtige in seinem Hoheitsgebiet befindet und er ihn 
nicht an einen der Partnerstaaten ausliefert, die in Überein­
stimmung mit den Absätzen 1 und 2 dieses Artikels ihre Ge­
richtsbarkeit begi'ündet haben.

5. Dieses Protokoll schließt eine gemäß innerstaatlichem 
Recht ausgeübte Strafgerichtsbarkeit nicht aus.

Artikel 4

Dieses Protokoll läßt die Regeln des Völkerrechts bezüg­
lich fest verankerter Plattformen auf dem Festlandsockel un­
berührt.

Artikel 5

1. Dieses Protokoll liegt am 10. März 1988 in Rom und vom 
14. März 1988 bis 9. März 1989 am Sitz der Internationalen 
Seeschiffahrtsorganisation (nachfolgend als „Organisation“ 
bezeichnet) für alle Staaten, die die Konvention unterzeichnet 
haben, zur Unterzeichnung auf. Es steht danach zum Beitritt 
offen.

2. Staaten können ihre Zustimmung, durch dieses Proto­
koll gebunden zu sein, ausdrücken durch

(a) Unterzeichnung ohne Vorbehalt der Ratifikation, An­
nahme oder Bestätigung; oder

(b) Unterzeichnung vorbehaltlich der Ratifikation, An­
nahme oder Bestätigung und nachfolgende Ratifikation, 
Annahme oder Bestätigung; oder

(c) Beitritt.

3. Ratifikation, Annahme, Bestätigung oder Beitritt erfol­
gen durch die Hinterlegung einer entsprechenden Urkunde 
beim Generalsekretär. /

4. Nur ein Staat, der die Konvention ohne Vorbehalt der 
Ratifikation, Annahme oder Bestätigung unterzeichnet hat 
oder die Konvention ratifiziert, angenommen oder bestätigt 
hat oder ihr beigetreten ist, kann Partner dieses Protokolls 
werden.


